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383.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

KONSULARVERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH U N D DER VOLKSREPUBLIK

POLEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Staatsrat der Volksrepublik Polen,

vom Wunsch geleitet, die konsularischen Be-
ziehungen zwischen den beiden Staaten im Geist
der Freundschaft und der Zusammenarbeit zu
regeln und zu entwickeln,

haben beschlossen, einen Konsularvertrag zu
schließen, und haben zu diesem Zweck zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Heinrich H a y m e r l e ,
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter,
Generalsekretär für Auswärtige Angelegen-
heiten,
Der Staatstat der Volksrepublik Polen:
Herrn Józef C z y r e k ,
Vizeminister für Auswärtige Angelegenheiten,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes verein-
bart haben:

ABSCHNITT I
Begriffsbestimmungen

Artikel 1
(1) Für die Zwecke dieses Vertrages haben die

nachstehenden Ausdrücke folgende Bedeutung:
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a) „Konsularische Vertretung" bedeutet jedes
Generalkonsulat, Konsulat, Vizekonsulat
und jede Konsularagentur;

b) „Konsularbezirk" bedeutet das einer kon-
sularischen Vertretung für die Wahrneh-
mung konsularischer Aufgaben zugeteilte
Gebiet;

c) „Leiter der konsularischen Vertretung"
bedeutet jede Person, die beauftragt ist,
in dieser Eigenschaft tätig zu sein;

d) „Konsul" bedeutet jede in dieser Eigen-
schaft mit der Wahrnehmung konsulari-
scher Aufgaben beauftragte Person ein-
schließlich des Leiters der konsularischen
Vertretung. Dieser Ausdruck umfaßt auch
Personen, die einer konsularischen Vertre-
tung zur Ausbildung zugeteilt sind;

e) „Konsularangestellter" bedeutet jede Per-
son, die im administrativen oder techni-
schen Dienst einer konsularischen Vertre-
tung beschäftigt ist;

f) „Mitglied des dienstlichen Hauspersonals"
bedeutet jede als Hausbediensteter bei
einer konsularischen Vertretung beschäf-
tigte Person;

g) „Mitglieder der konsularischen Vertretung"
bedeutet die Konsuln, die Konsularange-
stellten und die Mitglieder des dienstlichen
Hauspersonals;

h) „Mitglied des Privatpersonals" bedeutet
jede ausschließlich im privaten Dienst eines
Mitglieds der konsularischen Vertretung
beschäftigte Person;

i) „Familienangehörige" bedeutet den Ehe-
gatten des Mitglieds der konsularischen
Vertretung, seine Kinder und Eltern und
die seines Ehegatten, soweit diese Personen
dem Haushalt des Mitglieds angehören und
von ihm erhalten werden;

j) „konsularische Räumlichkeiten" bedeutet
ungeachtet der Eigentumsverhältnisse die
Gebäude oder Gebäudeteile und das dazu-
gehörende Gelände, die ausschließlich für
die Zwecke der konsularischen Vertretung
benützt werden, einschließlich der Residenz
des Leiters der konsularischen Vertretung;

k) „konsularische Archive" bedeutet alle Pa-
piere, Schriftstücke, Korrespondenzen,
Bücher, Filme, Tonbänder und Register der
konsularischen Vertretung sowie die Schlüs-
selmittel und Chiffriergeräte, die Karteien
und die zum Schutt oder zur Aufbewah-
rung derselben bestimmten Einrichtungsge-
genstände;

I) „amtliche Korrespondenz" bedeutet die
gesamte Korrespondenz, die die konsula-
rische Vertretung und ihre Aufgaben
betrifft;
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m) „Schiff des Entsendestaates" bedeutet jedes
Wasserfahrzeug, das berechtigt ist, die
Flagge des Entsendestaates zu führen, oder
in diesem Staat registriert ist, ausgenommen
Kriegsschiffe.

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrages, die
sich auf Staatsangehörige des Entsendestaates
beziehen, sind auf juristische Personen einschließ-
lich der Personengesellschaften des Handelsrechts,
die nach den Gesetzen oder sonstigen Rechtsvor-
schriften des Entsendestaates errichtet worden
sind und in ihm ihren Sitz haben, sinngemäß an-
zuwenden.

ABSCHNITT II

Errichtung konsularischer Vertretungen und
Bestellung der Mitglieder dieser Vertretungen

Artikel 2
(1) Eine konsularische Vertretung kann im

Hoheitsgebiet des Empfangsstaates nur mit dessen
Zustimmung errichtet werden.

(2) Sitz, Rang und Konsularbezirk der konsu-
larischen Vertretung werden vom Entsendestaat
bestimmt und bedürfen der Genehmigung des
Empfangsstaates.

(3) Spätere Änderungen des Sitzes, des Ranges
oder des Konsularbezirkes der konsularischen
Vertretung werden im Einvernehmen zwischen
dem Entsendestaat und dem Empfangsstaat vor-
genommen.

Artikel 3
(1) Der Leiter der konsularischen Vertretung

wird zur Ausübung seiner Amtstätigkeit nach
Vorlage der Bestallungsurkunde und mit Ertei-
lung der Exequatur genannten Genehmigung des
Empfangsstaates zugelassen.

(2) Der Entsendestaat übersendet dem Mini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten des
Empfangsstaates auf diplomatischem Weg die
Bestallungsurkunde.

(3) Die Bestallungsurkunde enthält Vornamen
und Familiennamen und die Klasse des Leiters
der konsularischen Vertretung sowie die Bezeich-
nung des Konsularbezirkes und des Sitzes der
konsularischen Vertretung.

(4) Bis zur Erteilung des Exequaturs kann
der Leiter einer konsularischen Vertretung zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben vorläufig zuge-
lassen werden. In diesem Fall findet dieser Ver-
trag Anwendung.

Artikel 4
(1) Der Empfangsstaat kann dem Entsende-

staat jederzeit notifizieren, daß ein Konsul per-
sona non grata oder daß ein anderes Mitglied
der konsularischen Vertretung ihm nicht genehm
ist, ohne verpflichtet zu sein, diese Entscheidung
zu begründen. In diesen Fällen hat der Entsende-
staat die betreffende Person entweder abzube-
rufen oder ihre dienstliche Tätigkeit bei der kon-
sularischen Vertretung zu beenden.
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(2) Weigert sich der Entsendestaat oder unter-
läßt er es innernalb einer angemessenen Frist,
seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 zu ent-
sprechen, so kann der Empfangsstaat entweder
der betreffenden Person das Exequatur entziehen
oder sie nicht weiterhin als Mitglied der kon-
sularischen Vertretung betrachten.

Artikel 5

(1) Ist der Leiter einer konsularischen Ver-
tretung außerstande, seine Aufgaben wahrzuneh-
men, oder ist sein Posten unbesetzt, so kann
der Entsendestaat einen Konsul einer seiner kon-
sularischen Vertretungen im Empfangsstaat oder
einen Diplomaten seiner diplomatischen Mission
in diesem Staat vorübergehend mit der Leitung
der konsularischen Vertretung betrauen. Vorna-
men und Familienname dieses amtierenden Lei-
ters werden dem Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten des Empfangsstaates im voraus
notifiziert.

(2) Dieser amtierende Leiter genießt die durch
diesen Vertrag dem Leiter der konsularischen
Vertretung gewährten Erleichterungen, Vorrechte
und Immunitäten.

(3) Die Übertragung der konsularischen Auf-
gaben an einen Diplomaten der diplomatischen
Mission des Entsendestaates nach Absatz 1 läßt
dessen diplomatische Vorrechte und Immunitäten
unberührt.

Artikel 6

Sobald der Leiter einer konsularischen Ver-
tretung, wenn auch nur vorläufig, zur Wahr-
nehmung seiner Aufgaben zugelassen ist, wird der
Empfangsstaat sofort die zuständigen Behörden
des Konsularbezirkes unterrichten. Er wird fer-
ner dafür sorgen, daß die erforderlichen Maß-
nahmen getroffen werden, damit der Leiter der
konsularischen Vertretung seine dienstlichen
Obliegenheiten wahrnehmen und die in diesem
Vertrag vorgesehene Behandlung genießen kann.

Artikel 7

(1) Konsuln dürfen nur Personen sein, die
ausschließlich Staatsangehörige des Entsende-
staates sind.

(2) Konsuln dürfen im Empfangsstaat außer
Ihrer amtlichen Tätigkeit keine andere Erwerbs-
tätigkeit ausüben.

Artikel 8

(1) Der Entsendestaat wird dem Ministerium
für Auswärtige Angelegenheiten des Empfangs-
staates notifizieren

a) die Bestellung von Mitgliedern einer kon-
sularischen Vertretung, ihre Ankunft nach
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dieser Bestellung, ihre endgültige Abreise
oder die Beendigung ihrer dienstlichen
Tätigkeit sowie alle sonstigen ihre Stellung
betreffenden Änderungen, die während
ihrer Tätigkeit in der konsularischen Ver-
tretung erfolgen;

b) die Ankunft und die endgültige Abreise
eines Familienangehörigen und die Tatsache,
daß eine Person Familienangehöriger wird
oder diese Eigenschaft verliert;

c) die Ankunft und die endgültige Abreise
von Mitgliedern des Privatpersonals und
ihr Ausscheiden aus diesem Dienst;

d) die Anstellung und die Entlassung von im
Empfangsstaat ansässigen Personen als Mit-
glied der konsularischen Vertretung mit An-
spruch auf Vorrechte und Immunitäten.

(2) Die Ankunft und die endgültige Abreise
sind nach Möglichkeit gleichfalls im voraus zu
notifizieren.

Artikel 9

(1) Die zuständigen Behörden des Empfangs-
staates stellen jedem Mitglied der konsularischen
Vertretung, das nicht Angehöriger des Empfangs-
staates ist, einen mit einem Lichtbild versehenen
Ausweis aus, der seine Identität und seine Eigen-
schaft als Mitglied dieser Vertretung bestätigt.

(2) Absatz 1 ist auf Familienangehörige ent-
sprechend anzuwenden.

ABSCHNITT III

Erleichterungen, Vorrechte und Immunitäten

Artikel 10

(1) Der Empfangsstaat gewährt der konsula-
rischen Vertretung jede Erleichterung bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und trifft zu die-
sem Zweck alle geeigneten Maßnahmen, um den
Mitgliedern der konsularischen Vertretung die
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und den Genuß
der durch diesen Vertrag gewährten Vorrechte
und Immunitäten zu ermöglichen.

(2) Der Empfangsstaat behandelt die Konsuln
mit gebührender Achtung und trifft alle geeigne-
ten Maßnahmen, um jeden Angriff auf ihre Per-
son, ihre Freiheit oder ihre Würde zu verhin-
dern.

Artikel 11

(1) Das Wappen des Entsendestaates mit einer
entsprechenden Bezeichnung der konsularischen
Vertretung, auch in der Sprache des Entsende-
staates, darf an dem Gebäude, in dem sich die
konsularische Vertretung oder die Residenz des
Leiters der konsularischen Vertretung befindet,
sowie an deren Eingang angebracht werden.
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(2) Die Staatsflagge des Entsendestaates darf
am Gebäude der konsularischen Vertretung, an
der Residenz des Leiters der konsularischen Ver-
tretung sowie an seinen Beförderungsmitteln,
sofern sie zu amtlichen Zwecken benützt werden,
angebracht werden.

Artikel 12

Der Empfangsstaat erleichtert nach Maßgabe
seiner Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften
dem Entsendestaat den Erwerb der für die konsu-
larische Vertretung erforderlichen Räumlichkei-
ten und hilft nötigenfalls bei der Beschaffung
geeigneten Wohnraums für die Mitglieder der
konsularischen Vertretung.

Artikel 13

(1) Der Entsendestaat hat das Recht, unter
Bedachtnahme auf die Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates

a) Gelände, Gebäude oder Gebäudeteile, die
als Sitz der konsularischen Vertretung, als
Residenz des Leiters der konsularischen
Vertretung oder als Wohnung für andere
Mitglieder der konsularischen Vertretung
bestimmt sind, als Eigentum zu erwerben,
zu besitzen, zu benützen und weiterzu-
veräußern;

b) auf dem erworbenen Gelände Gebäude für
die in Et. a genannten Zwecke zu errichten
oder umzubauen.

(2) Bei der Ausübung der im Absatz 1 ange-
führten Rechte sind insbesondere die Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaates
auf dem Gebiet des Bauwesens, der Stadtplanung
und des Denkmalschutzes zu beachten.

Artikel 14

(1) Die konsularischen Räumlichkeiten und die
Wohnungen der Konsuln sind unverletzlich. Die
Gerichte und Verwaltungsbehörden des Emp-
fangsstaates dürfen diese ohne Zustimmung des
Leiters der konsularischen Vertretung, des Lei-
ters der diplomatischen Mission des Entsende-
staates im Empfangsstaat oder einer von einem
der beiden ermächtigten Person nicht betreten.

(2) Der Empfangsstaat hat die besondere
Pflicht, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen,
um die konsularischen Räumlichkeiten vor jedem
Eindringen und jeder Beschädigung zu schützen
und um zu verhindern, daß der Friede der kon-
sularischen Vertretung gestört oder ihre Würde
beeinträchtigt wird.

Artikel 15

Die konsularischen Räumlichkeiten, ihre Ein-
richtung, das Vermögen der konsularischen Ver-
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tretung und deren. Beförderungsmittel genießen
Immunität von jeder Beschlagnahme für Zwecke
der Landesverteidigung oder des öffentlichen
Wohls.

Artikel 16

(1) Die konsularischen Räumlichkeiten und die
Wohnungen von Mitgliedern der konsularischen
Vertretung, die Eigentum des Entsendestaates
oder von ihm gemietet sind, sind von allen staat-
lichen, regionalen und kommunalen Steuern oder
sonstigen Abgaben befreit, soweit diese nicht als
Vergütung für bestimmte Dienstleistungen erho-
ben werden.

(2) Die im Absatz 1 vorgesehene Steuerbe-
freiung gilt nicht für diese Steuern und sonstigen
Abgaben, wenn sie nach den Gesetzen oder
sonstigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaates
von einer Person zu entrichten sind, die mit
dem Entsendestaat Verträge geschlossen hat.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Beförderungs-
mittel, die im Eigentum des Entsendestaates
stehen und ausschließlich Zwecken der konsu-
larischen Vertretung dienen, sinngemäß anzu-
wenden.

Artikel 17

Die konsularischen Archive sind jederzeit
unverletzlich, wo immer sie sich befinden.

Artikel 18

(1) Der Empfangsstaat gestattet und schützt
den freien Verkehr der konsularischen Vertre-
tung für alle amtlichen Zwecke. Die konsula-
rische Vertretung darf sich im Verkehr mit der
Regierung, den diplomatischen Missionen und
den anderen konsularischen Vertretungen des
Entsendestaates, wo immer sie sich befinden,
aller geeigneten Mittel einschließlich diploma-
tischer oder konsularischer Kuriere, diplomati-
scher oder konsularischer Dienstpostsendungen
und verschlüsselter Nachrichten bedienen. Das
Errichten und Betreiben einer Funksendeanlage
ist der konsularischen Vertretung nur mit Zu-
stimmung des Empfangsstaates gestattet.

(2) Die amtliche Korrespondenz der konsula-
rischen Vertretung ist unverletzlich.

(3) Gepäckstücke, die die konsularische Dienst-
postsendung bilden, müssen versiegelt und äußer-
lich sichtbar als solche gekennzeichnet sein. Sie
dürfen nur die amtliche Korrespondenz sowie
ausschließlich für den amtlichen Gebrauch
bestimmte Schriftstücke oder Gegenstände ent-
halten.

(4) Die konsularische Dienstpostsendung, die
den Voraussetzungen des Absatzes 3 entspricht,
darf weder geöffnet, geprüft noch zurückgehalten
werden.



1640 122. Stück — Ausgegeben am 18. Juli 1975 — Nr. 383

(5) Der konsularische Kurier muß ein amtliches
Schriftstück mit sich führen, aus dem seine
Stellung und die Anzahl der Gepäckstücke
ersichtlich sind, aus denen sich die konsularische
Dienstpostsendung zusammensetzt. Er muß An-
gehöriger des Entsendestaates sein und darf im
Empfangsstaat nicht ständig ansässig sein.
Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben wird der
Kurier vom Empfangsstaat geschützt. Er genießt
persönliche Unverletzlichkeit und darf daher
weder verhaftet noch angehalten oder einer
Beschränkung der persönlichen Freiheit unter-
worfen werden.

(6) Die konsularische Dienstpostsendung kann
dem Kapitän eines Schiffes oder gewerblichen
Luftfahrzeugs anvertraut werden. Der Kapitän
wird mit einem amtlichen Schriftstück ausge-
stattet, aus dem hervorgeht, wie viele Gepäck-
stücke zur konsularischen Dienstpostsendung
gehören; doch gilt er nicht als konsularischer
Kurier. Ein Mitglied der konsularischen Vertre-
tung kann die Dienstpostsendung dem Kapitän
eines Schiffes oder gewerblichen Luftfahrzeugs
unmittelbar und ungehindert übergeben oder von
ihm abholen.

Artikel 19
(1) Der Leiter der konsularischen Vertretung

ist der Jurisdiktion der Gerichte und Ver-
waltungsbehörden des Empfangsstaates nicht
unterworfen. Er genießt die persönliche Unver-
letzlichkeit und darf daher weder verhaftet noch
angehalten oder einer Beschränkung der per-
sönlichen Freiheit unterworfen werden.

(2) Konsuln, die nicht Leiter einer konsula-
rischen Vertretung sind, und Konsularangestellte
sind in bezug auf die von ihnen in Wahrneh-
mung konsularischer Aufgaben gesetzten Hand-
lungen der Jurisdiktion der Gerichte und Ver-
waltungsbehörden des Empfangsstaates nicht
unterworfen. Das gleiche gilt für die Mitglieder
des dienstlichen Hauspersonals für die von ihnen
in Wahrnehmung dienstlicher Obliegenheiten
gesetzten Handlungen. Konsuln, die nicht Leiter
einer konsularischen Vertretung sind, dürfen
weder verhaftet noch angehalten oder einer
Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit unter-
worfen werden, es sei denn im Fall einer straf-
baren Handlung, die nach den Gesetzen des
Empfangsstaates mit einer Freiheitsstrafe von
fünf Jahren oder mit einer strengeren Strafe
bedroht ist, oder in Vollstreckung einer rechts-
kräftigen gerichtlichen Entscheidung.

(3) Wird gegen ein Mitglied der konsula-
rischen Vertretung ein Strafverfahren eingeleitet
oder wird es verhaftet, angehalten oder einer
Beschränkung der persönlichen Freiheit unter-
worfen, so haben die zuständigen Gerichte und
Verwaltungsbehörden des Empfangsstaates un-
verzüglich den Leiter der konsularischen Ver-
tretung zu verständigen.
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(4) Wird gegen einen Konsul ein Strafver-
fahren eingeleitet, so ist es mit der dem Konsul
auf Grund seiner amtlichen Stellung gebührenden
Rücksicht und in einer Weise zu fuhren, die die
Wahrnehmung der konsularischen Aufgaben
möglichst wenig beeinträchtigt.

(5) Die Absätze 1 und 2 werden nicht ange-
wendet bei Zivilklagen,

a) wenn diese aus einem Vertrag entstehen,
den ein Konsul oder ein Konsularange-
stellter geschlossen hat, ohne dabei aus-
drücklich oder schlüssig im Auftrag des
Entsendestaates zu handeln;

b) wenn diese von einem Dritten wegen eines
Schadens angestrengt werden, der aus
einem im Empfangsstaat durch ein Land-,
Wasser- oder Luftfahrzeug verursachten
Unfall entstanden ist.

(6) Mitglieder der konsularischen Vertretung
werden im Empfangsstaat unter der Vorausset-
zung der Gegenseitigkeit alle Vorrechte und
Immunitäten genießen, die einem Mitglied der
konsularischen Vertretung gleichen Ranges des
auf dem Gebiet der Vorrechte und Immunitäten
meistbegünstigten Staates zuerkannt sind oder
werden.

Artikel 20
(1) Mitglieder einer konsularischen Vertretung

können in einem Gerichts- oder Verwaltungs-
verfahren des Empfangsstaates als Zeugen gela-
den werden. Weigert sich ein Konsul, einer
Ladung Folge zu leisten oder auszusagen, so darf
gegen ihn keine Zwangs- oder Strafmaßnahme
getroffen werden. Konsularangestellte oder Mit-
glieder des dienstlichen Hauspersonals dürfen nur
in den im Absatz 3 genannten Fällen das Zeugnis
verweigern.

(2) Die Behörde, die einen Konsul als Zeugen
vorlädt, darf ihn nicht bei der Wahrnehmung
seiner Aufgaben behindern. Sie kann, soweit
möglich, seine Aussage in seiner Wohnung oder
in der konsularischen Vertretung oder aber eine
schriftliche Erklärung von ihm entgegennehmen.

(3) Mitglieder einer konsularischen Vertretung
sind nicht verpflichtet, Zeugnis über Angelegen-
heiten zu geben, die mit der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben zusammenhängen, oder die darauf
bezüglichen amtlichen Korrespondenzen und
Schriftstücke vorzulegen. Sie sind auch berechtigt,
die Aussage als Sachverständige über das Recht
des Entsendestaates zu verweigern.

Artikel 21

(1) Der Entsendestaat kann auf die in den
Artikeln 19 und 20 angeführten Vorrechte und
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Immunitäten verzichten. Der Verzicht muß stets
ausdrücklich erklärt und dem Empfangsstaat
schriftlich mitgeteilt werden.

(2) Strengt ein Konsul oder Konsularange-
stellter ein Gerichtsverfahren in einer Sache an,
in der er Immunität von der Gerichtsbarkeit
genießen würde, so kann er sich in bezug auf
eine Widerklage, die mit der Hauptklage in
unmittelbarem Zusammenhang steht, nicht auf
die Immunität von der Gerichtsbarkeit berufen.

(3) Der Verzicht auf die Immunität in einem
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren gilt nicht
ab Verzicht auf die Immunität von der Voll-
streckung einer Entscheidung; hiefür ist ein
besonderer Verzicht erforderlich.

Artikel 22
Der Empfangsstaat befreit die Mitglieder der

konsularischen Vertretung von allen persön-
lichen Dienstleistungen, von allen öffentlichen
Dienstleistungen jeder Art und von militärischen
Auflagen, wie zum Beispiel Beschlagnahmen,
Kontributionen und Einquartierungen.

Artikel 23
Die Mitglieder der konsularischen Vertretung

und von allen in den Gesetzen und sonstigen
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates vorge-
sehenen Verpflichtungen in bezug auf die Aus-
ländermeldepflicht und die Aufenthaltsgenehmi-
gung befreit.

Artikel 24
(1) Konsuln und Konsularangestellte sind von

allen staatlichen, regionalen und kommunalen
Personal- und Realsteuern oder -abgaben befreit;
ausgenommen hiervon sind

a) die normalerweise im Preis von Waren oder
Dienstleistungen enthaltenen indirekten
Steuern;

b) Steuern und sonstige Abgaben von priva-
tem, im Hoheitsgebiet des Empfangsstaates
gelegenem unbeweglichen Vermögen;

c) Erbschaftssteuern und Abgaben vom Ver-
mögensübergang, die der Empfangsstaat
erhebt, vorbehaltlich des Artikels 26;

d) Steuern und sonstige Abgaben von pri-
vaten Einkünften, deren Quelle sich im
Empfangsstaat befindet, sowie von dort
gelegenem Vermögen;

e) Steuern, Gebühren und sonstige Abgaben,
die als Vergütung für bestimmte Dienst-
leistungen erhoben werden;

f) Eintragungs-, Gerichts-, Beurkundungs-,
Beglaubigungs-, Hypotheken- und Stempel-
gebühren.
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(2) Die Mitglieder des dienstlichen Hausperso-
nals sind von Steuern und sonstigen Abgaben
auf ihre Dienstbezüge befreit.

(3) Beschäftigen Mitglieder der konsularischen
Vertretung Personen, deren Bezüge nicht von
der Einkommensteuer im Empfangsstaat befreit
sind, so haben sie die Verpflichtungen einzu-
halten, die die Gesetze und sonstigen Rechts-
vorschriften dieses Staates den Arbeitgebern in
bezug auf die Erhebung der Einkommensteuer
auferlegen.

Artikel 25

(1) Jeder Gegenstand — einschließlich von
Kraftfahrzeugen —, der für den amtlichen
Gebrauch der konsularischen Vertretung einge-
führt wird, ist im Empfangsstaat in gleicher
Weise von Zöllen und sonstigen Abgaben befreit
wie die Gegenstände, die zum amtlichen Gebrauch
der diplomatischen Vertretung des Entsende-
staates eingeführt werden.

(2) Der Konsul ist in gleicher Weise von der
Zollkontrolle, ferner von den bei der Einfuhr
oder Ausfuhr auferlegten Zöllen und Abgaben
befreit wie ein Mitglied des diplomatischen Per-
sonals der diplomatischen Mission des Entsende-
staates.

(3) Die Konsularangestellten genießen die Im
Absatz 2 vorgesehenen Vorrechte und Befreiun-
gen in bezug auf Gegenstände, die im Zeitpunkt
der ersten Niederlassung eingeführt werden.

Artikel 26

Stirbt ein Mitglied der konsularischen Vertre-
tung, so hat der Empfangsstaat

a) die Ausfuhr des beweglichen Vermögens des
Verstorbenen mit Ausnahme von im
Empfangsstaat erworbenen Vermögens-
gegenständen, deren Ausfuhr im Zeitpunkt
des Todesfalles verboten war, zu gestatten;

b) von dem beweglichen Vermögen, das sich
nur deshalb im Empfangsstaat befindet,
weil sich der Verstorbene als Mitglied der
konsularischen Vertretung in diesem Staat
aufhielt, keine staatlichen, regionalen oder
kommunalen Erbschaftssteuern oder Ab-
gaben vom Vermögensübergang zu erheben.

Artikel 27

Vorbehaltlich seiner Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften über Zonen, deren Betreten
aus Gründen der nationalen Sicherheit verboten
oder geregelt ist, gewährleistet der Empfangs-
staat allen Mitgliedern der konsularischen Ver-
tretung volle Bewegungs- und Reisefreiheit in
seinem Hoheitsgebiet.
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Artikel 28

(1) Die Mitglieder der konsularischen Vertre-
tung sind von den im Empfangsstaat geltenden
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften über
soziale Sicherheit befreit.

(2) Der Absatz 1 gilt auch für die Mitglieder
des Privatpersonals, die ausschließlich bei Mit-
gliedern der konsularischen Vertretung beschäf-
tigt sind, sofern sie

a) weder Angehörige des Empfangsstaates
noch dort ständig ansässig sind und

b) den im Entsendestaat oder in einem dritten
Staat geltenden Vorschriften über soziale
Sicherheit unterstehen.

(3) Mitglieder der konsularischen Vertretung,
die Personen beschäftigen, auf die der Absatz 2
nicht anzuwenden ist, haben die Verpflichtungen
zu beachten, die die Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates über
soziale Sicherheit den Arbeitgebern auferlegen.

Artikel 29

Beförderungsmittel, die im Eigentum des
Entsendestaates stehen und dem amtlichen
Gebrauch der konsularischen Vertretung dienen
oder die im Eigentum eines Mitglieds der kon-
sularischen Vertretung oder eines Familienange-
hörigen stehen, sind gegen Haftpflicht zu ver-
sichern,

Artikel 30

Die Familienangehörigen genießen die den Mit-
gliedern der konsularischen Vertretung durch
diesen Vertrag gewährten Vorrechte und
Immunitäten unter der Voraussetzung, daß sie
weder Angehörige des Empfangsstaates noch in
diesem ständig ansässig sind oder in diesem einer
Erwerbstätigkeit nachgehen.

Artikel 31

Die Mitglieder der konsularischen Vertretung,
die Angehörige des Empfangsstaates oder dort
ständig ansässig sind oder dort außer ihrer amt-
lichen Tätigkeit einer anderen Erwerbstätigkeit
nachgehen, genießen lediglich die Vorrechte und
Immunitäten, die die Zeugnispflicht über Ange-
legenheiten, die mit der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben zusammenhängen, oder die Vorlage der
darauf bezüglichen Korrespondenz betreffen.

Artikel 32

(1) Die in diesem Vertrag vorgesehenen Vor-
rechte und Immunitäten stehen den Mitgliedern
der konsularischen Vertretung von dem Zeit-
punkt an zu, in dem sie in das Hoheitsgebiet
des Empfangsstaates einreisen, um dort ihren
Posten anzutreten, oder, wenn sie sich bereits in
seinem Hoheitsgebiet befinden, von dem Zeit-
punkt an, in dem sie ihre dienstliche Tätigkeit
in der konsularischen Vertretung aufnehmen.
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(2) Die Familienangehörigen der im Absatz 1
genannten Personen sowie die Mitglieder des
Privatpersonals gelangen in den Genuß der in
diesem Vertrag vorgesehenen Vorrechte und
Immunitäten ab dem Zeitpunkt,

a) in dem das Mitglied der konsularischen
Vertretung nach Absatz 1 in den Genuß
der Vorrechte und Immunitäten gelangt;

b) in dem sie in das Hoheitsgebiet des
Empfangsstaates einreisen, wenn sie das
Hoheitsgebiet in einem späteren Zeitpunkt
als das Mitglied der konsularischen Ver-
tretung betreten;

c) in dem sie Familienangehörige oder Mit-
glieder des Privatpersonals werden, wenn
sie diese Eigenschaft später als in dem unter
lit. b vorgesehenen Zeitpunkt erlangen.

(3) Ist die dienstliche Tätigkeit eines Mitglieds
einer konsularischen Vertretung beendet, so wer-
den seine Vorrechte und Immunitäten sowie die-
jenigen seiner Familienangehörigen und der Mit-
glieder seines Privatpersonals im Zeitpunkt der
Ausreise des Betreffenden aus dem Empfangs-
staat oder nach dem Ablauf einer hierfür
gewährten angemessenen Frist hinfällig. Die Vor-
rechte und Immunitäten der im Absatz 2 bezeich-
neten Personen werden hinfällig, wenn die
betreffende Person ihre Eigenschaft als Familien-
angehöriger verliert oder aus dem Privatperso-
nal eines Mitglieds der konsularischen Vertretung
ausscheidet; beabsichtigen sie jedoch innerhalb
einer angemessenen Frist aus dem Empfangsstaat
auszureisen, so bleiben ihre Vorrechte und
Immunitäten bis zu ihrer Ausreise bestehen.

(4) In bezug auf die von einem Mitglied der
konsularischen Vertretung in Wahrnehmung
seiner amtlichen Aufgaben vorgenommenen
Handlungen bleibt die Immunität von der Juris-
diktion auf unbegrenzte Zeit bestehen.

(5) Stirbt ein Mitglied der konsularischen Ver-
tretung, so genießen seine Familienangehörigen
weiterhin die ihnen nach diesem Vertrag zuste-
henden Vorrechte und Immunitäten bis zu ihrer
Ausreise aus dem Empfangsstaat oder bis zum
Ablauf einer hierfür gewährten angemessenen
Frist.

ABSCHNITT IV

Konsularische Aufgaben

Artikel 33

Aufgaben der Konsuln sind die Pflege freund-
schaftlicher Beziehungen, die Förderung der Ent-
wicklung der kommerziellen, wirtschaftlichen,
kulturellen und wissenschaftlichen Beziehungen
zwischen den Vertragsparteien, der Schutz der
Rechte und Interessen des Entsendestaates sowie
seiner Staatsangehörigen und die Erleichterung
des Fremdenverkehrs.
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Artikel 34

Der Konsul nimmt die konsularischen Auf-
gaben in seinem Konsularbezirk wahr. Mit
Zustimmung des Empfangsstaates kann er die
konsularischen Aufgaben auch außerhalb seines
Konsularbezirks wahrnehmen.

Artikel 35

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben können
sich die Konsuln

a) an die zuständigen örtlichen Behörden ihres
Konsularbezirks sowie

b) an die zuständigen Zentralbehörden des
Empfangsstaates wenden, wenn letzteres
auf Grund der Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften sowie der Übung dieses
Staates oder auf Grund entsprechender
zwischenstaatlicher Vereinbarungen zulässig
ist,

Artikel 36

Der Konsul hat das Recht, nach den im
Empfangsstaat geltenden Gesetzen und sonstigen
Rechtsvorschriften für die angemessene Vertre-
tung der Staatsangehörigen des Entsendestaates
vor den Gerichten und anderen Behörden des
Empfangsstaates zu sorgen, um vorläufige Maß-
nahmen zur Wahrung der Rechte und Interessen
dieser Staatsangehörigen zu erwirken, wenn diese
wegen Abwesenheit oder aus einem anderen
Grund ihre Rechte und Interessen nicht selbst
rechtzeitig wahrnehmen können.

Artikel 37

Der Konsul hat das Recht,
a) ein Verzeichnis der Staatsangehörigen des

Entsendestaates, die ihren Wohnsitz oder
Aufenthalt in seinem Konsularbezirk ha-
ben, zu führen;

b) Staatsangehörigen des Entsendestaates Pässe
oder andere Reisedokumente auszustellen,
zu verlängern, zu ändern oder zu entzie-
hen;

c) Sichtvermerke auszustellen.

Artikel 38

(1) Der Konsul hat das Recht, Trauungen vor-
zunehmen, vorausgesetzt, daß die beiden zukünf-
tigen Ehepartner Staatsangehörige des Entsende-
staates sind, die Eheschließung den Gesetzen und
sonstigen Rechtsvorschriften des Entsendestaates
entspricht und nicht im Widerspruch mit den
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften des
Empfangsstaates steht.

(2) Der Konsul hat das Recht, Geburten, Ehe-
schließungen und Sterbefälle von Staatsangehöri-
gen des Entsendestaates zu beurkunden und ent-
sprechende Dokumente auszuhändigen. Dies ent-
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bindet die Staatsangehörigen des Entsendestaates
nicht von der Verpflichtung, die auf diesem
Gebiet im Empfangsstaat geltenden Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschriften einzuhalten.

(3) Der Konsul verständigt die zuständigen
Behörden des Empfangsstaates von Beurkundun-
gen, die er nach Absatz 2 vorgenommen hat,
falls die Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften
dieses Staates eine solche Verständigung erfor-
dern.

Artikel 39

(1) Der Konsul hat das Recht,
a) Erklärungen von Staatsangehörigen des

Entsendestaates entgegenzunehmen, abzu-
fassen und zu beglaubigen;

b) letztwillige Verfügungen und andere
Schriftstücke, die einseitige Rechtsgeschäfte
von Staatsangehörigen des Entsendestaates
betreffen, zu beurkunden, aufzunehmen, zu
beglaubigen und zu verwahren;

c) rechtserhebliche Urkunden von Staatsange-
hörigen des Entsendestaates sowie Unter-
schriften und Siegel auf solchen Urkunden
zu beglaubigen;

d) alle von Behörden des Entsendestaates oder
des Empfangsstaates ausgestellten rechtser-
heblichen Urkunden sowie Abschriften und
Auszüge aus diesen Urkunden zu beglau-
bigen;

e) rechtserhebliche Urkunden aus der Sprache
einer Vertragspartei in die der anderen zu
übersetzen und die Richtigkeit solcher Über-
setzungen zu beglaubigen;

f) Verträge, die zwischen Staatsangehörigen
des Entsendestaates geschlossen werden,
aufzunehmen und zu beglaubigen, sofern
sie sich nicht auf die Begründung, Über-
tragung und das Erlöschen von Rechten
an Liegenschaften im Empfangsstaat be-
ziehen;

g) ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit
der Vertragschließenden Verträge aufzu-
nehmen und zu beglaubigen, sofern die
Verträge sich ausschließlich auf im Ent-
sendestaat gelegene Vermögenschaften oder
Rechte beziehen oder ausschließlich in die-
sem Staat zu erfüllen sind.

(2) Die im Absatz 1 genannten Urkunden
werden, wenn sie von einem Konsul des Ent-
sendestaates abgefaßt oder beglaubigt sind, als
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden
angesehen und haben dieselbe rechtliche Bedeu-
tung und Beweiskraft, als wären sie von den
zuständigen Behörden des Empfangsstaates abge-
faßt oder beglaubigt, es sei denn, sie stehen mit
den Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften
des Empfangsstaates im Widerspruch.
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Artikel 40

Der Konsul hat das Recht, Schriftstücke, Geld
und Wertsachen von Staatsangehörigen des Ent-
sendestaates in Verwahrung zu nehmen.

Artikel 41

Der Konsul hat das Recht, auf Ersuchen der
zuständigen Behörden des Entsendestaates Per-
sonen zu vernehmen und ihnen Schriftstücke
zuzustellen, sofern diese Personen weder Staats-
angehörige des Empfangsstaates noch Angehörige
eines dritten Staates sind, und dies nach zwischen-
staatlichen Vereinbarungen zwischen den Ver-
tragsparteien zulässig oder sonst nicht mit den
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften des
Empfangsstaates unvereinbar ist. Hierbei dürfen
Zwangsmaßnahmen weder angedroht noch ange-
wendet werden.

Artikel 42

Der Konsul hat das Recht, vor den Gerichten
und Verwaltungsbehörden des Empfangsstaates
einzuschreiten, wenn sich die Notwendigkeit
ergibt, für einen Staatsangehörigen des Entsende-
staates, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im
Empfangsstaat hat oder dessen Vermögen sich
im Hoheitsgebiet des Empfangsstaates befindet,
einen Vormund, Kurator oder sonst einen amt-
lichen Vertreter zu bestellen. Er hat insbesondere
das Recht, eine geeignete Person als Vormund,
Kurator oder sonstigen amtlichen Vertreter vor-
zuschlagen.

Artikel 43

Der Konsul hat das Recht, mit Staatsange-
hörigen des Entsendestaates zu verkehren sowie
ihnen Rat und Hilfe zu erteilen einschließlich
des Rechtes, ihnen, falls erforderlich, einen
Rechtsbeistand zu verschaffen. Der Empfangs-
staat wird die Möglichkeit dieses Verkehrs ebenso
wie den Zutritt zur konsularischen Vertretung
in keiner Weise beschränken.

Artikel 44

(1) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden des
Empfangsstaates werden den Konsul des Ent-
sendestaates von jeder Verhaftung, Festnahme
oder jedem sonstigen Entzug der persönlichen
Freiheit eines Staatsangehörigen des Entsende-
staates unverzüglich, spätestens aber innerhalb
von drei Tagen unterrichten, damit er die erfor-
derlichen Maßnahmen zum Schutz der Rechte
und Interessen des Betroffenen ergreifen und
damit der Betroffene den Schutz des Konsuls
in Anspruch nehmen kann. Diese Behörden haben
die vom Betroffenen an den Konsul gerichteten
Mitteilungen unverzüglich weiterzuleiten.
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(2) Der Konsul hat das Recht, mit Staatsan-
gehörigen des Entsendestaates, die verhaftet oder
festgenommen worden sind oder denen die per-
sönliche Freiheit auf irgendeine andere Art ent-
zogen worden ist, zu verkehren und insbesondere
sie zu besuchen und mit ihnen zu sprechen; er
hat auch das Recht, den Betroffenen bei der
Bestellung eines Rechtsbeisundes behilflich zu
sein. Die Gerichte und Verwaltungsbehörden des
Empfangsstaates gewähren dem Konsul dieses
Recht spätestens am vierten Tag nach dem Tag
der Verhaftung, der Festnahme oder des son-
stigen Entzugs der persönlichen Freiheit und
sodann in angemessenen Zeitabständen. Unbe-
schadet seiner sonstigen Rechte auf Grund dieses
Vertrages hat sich der Konsul jedoch insoweit
eines Einschreitens nach diesem Absatz zu ent-
halten, als der Betroffene dagegen ausdrücklich
in Anwesenheit des Konsuls und eines Vertreters
der zuständigen Behörden des Empfangsstaates
Einspruch erhebt.

(3) Die zuständigen Behörden des Empfangs-
staates werden die betroffenen Staatsangehörigen
des Entsendestaates über alle Rechte, die ihnen
nach diesem Artikel zustehen, unterrichten.

(4) Die in diesem Artikel genannten Rechte
werden nach Maßgabe der Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates unter der
Bedingung ausgeübt, daß diese die Rechte nicht
aufheben.

Artikel 45

(1) Die Befugnisse des Konsuls in Nachlaß-
angelegenheiten sind im Vertrag zwischen der
Republik Österreich und der Volksrepublik
Polen über die wechselseitigen Beziehungen in
bürgerlichen Rechtssachen und über Urkunden-
wesen vom 11. Dezember 1963 geregelt.

(2) Erlangen die zuständigen Behörden des
Empfangsstaates Kenntnis von einem Nachlaß im
Empfangsstaat, so verständigen sie unverzüglich
den Konsul, falls als Erbe, Pflichtteilsberechtigter
oder Vermächtnisnehmer ein Angehöriger des
Entsendestaates in Betracht kommt. Erlangen die
zuständigen Behörden des Empfangsstaates im
Rahmen ihres Wirkungsbereiches Kenntnis von
der Einleitung eines Verlassenschaftsverfahrens
in einem dritten Staat, in dem ein Staatsange-
höriger des Entsendestaates als Erbe, Pflichtteils-
berechtigter oder Vermächtnisnehmer berufen ist,
so werden sie den Konsul nach den gegebenen
Möglichkeiten hiervon verständigen.

Artikel 46

Der Konsul hat das Recht,

a) Schiffen des Entsendestaates und ihrer
Besatzung während ihres Aufenthaltes in
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den Hoheits- oder Binnengewässern des
Empfangsstaates jede Hilfe angedeihen zu
lassen. Die zuständigen Behörden des
Empfangsstaates werden ihm dabei auf sein
Ersuchen jede erforderliche Unterstützung
gewähren;

b) sich mit dem Kapitän und den anderen
Mitgliedern der Besatzung des Schiffes des
Entsendestaates in Verbindung zu setzen,
nach Durchführung der üblichen Abferti-
gung den Kapitän und die anderen Mit-
glieder der Besatzung an Bord des Schiffes
zu besuchen, ihren Besuch zu empfangen
und ihnen gegenüber den zuständigen
Behörden des Empfangsstaates Hilfe zu
leisten;

c) jede Erklärung und jedes andere Schrift-
stück, das nach den Gesetzen und sonsti-
gen Rechtsvorschriften des Entsendestaates
im Zusammenhang mit Schiffen vorge-
schrieben ist, entgegenzunehmen, auszu-
stellen oder zu unterschreiben;

d) die Beachtung der die Schiffe und ihre
Besatzung betreffenden Gesetze und son-
stigen Rechtsvorschriften des Entsende-
staates auf den Schiffen dieses Staates sicher-
zustellen.

Artikel 47

(1) Erleidet ein Schiff des Entsendestaates in
den Hoheits- oder Binnengewässern des Emp-
fangstaates Schiffbruch, läuft es auf Grund oder
wird es von einer anderen Havarie betroffen,
so verständigen die zuständigen Behörden des
Empfangsstaates hiervon unverzüglich den Kon-
sul und treffen alle notwendigen Maßnahmen
zur Rettung von Schiff, Passagieren, Mannschaft,
Ladung und Gegenständen, die einen Teil des
Schiffes oder seiner Ladung darstellen und über
Bord gegangen sind. Die zuständigen Behörden
des Empfangsstaates verständigen den Konsul
unverzüglich von den getroffenen Maßnahmen
und leisten ihm die nötige Hilfe bei der Ergrei-
fung aller weheren Schritte, die infolge der
Havarie des Schiffes erforderlich geworden sind.

(2) In den im Absatz 1 angeführten Fallen
hat der Konsul das Recht, im Fall der Abwesen-
heit des Eigentümers oder einer anderen ver-
fügungsberechtigten Person in deren Namen
Maßnahmen zur Sicherung des Schiffes und seiner
Ladung zu treffen. Gehört die Ladung eines
Schiffes einem Staatsangehörigen des Entsende-
staates, so hat der Konsul gleichfalls das Recht,
im Fall der Abwesenheit des Eigentümers oder
einer anderen verfügungsberechtigten Person in
deren Namen solche Maßnahmen zu treffen.

Artikel 48
(1) Beabsichtigt ein Gericht oder eine Ver-

waltungsbehörde des Empfangsstaates, an Bord
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eines Schiffes des Entsendestaates irgendeine
Zwangsmaßnahme zu ergreifen oder dort eine
amtliche Untersuchung durchzuführen, so setzt
das Gericht oder die Verwaltungsbehörde des
Empfangsstaates den Konsul hiervon in Kennt-
nis. Die Mitteilung hat vor Beginn der Maß-
nahme zu erfolgen, damit der Konsul bei deren
Durchführung anwesend sein kann. Ist in drin-
genden Fällen eine Verständigung des Konsuls
vor der Ergreifung der Maßnahme nicht mög-
lich oder ist der Konsul bei der Durchführung
der Maßnahme nicht anwesend, so werden die
Gerichte oder die Verwaltungsbehörden des
Empfangsstaates den Konsul unverzüglich von
den durchgeführten Maßnahmen in Kenntnis
setzen.

(2) Absatz 1 bezieht sich auch auf die Ver-
nehmung des Kapitäns oder eines Mitglieds der
Besatzung eines Schiffes des Entsendestaates am
Ufer.

(3) Dieser Artikel bezieht sich nicht auf die
Zoll-, Paß- und Sanitätskontrolle sowie auf die
Handlungen, die auf Ersuchen oder mit Zustim-
mung des Kapitäns des Schiffes erfolgen.

Artikel 49

Die Artikel 46, 47 und 48 werden sinngemäß
auf Luftfahrzeuge, die im Entsendestaat regi-
striert sind, ausgenommen Militärluftfahrzeuge,
angewendet.

Artikel 50

Der Konsul darf jede andere ihm vom Ent-
sendestaat übertragene konsularische Aufgabe
wahrnehmen, wenn der Empfangsstaat dagegen
keinen Einspruch erhebt.

Artikel 51

(1) Die konsularische Vertretung kann im
Hoheitsgebiet des Empfangsstaates die nach den
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften des
Entsendestaates für Amtshandlungen zu entrich-
tenden Gebühren und Kosten erheben.

(2) Die vereinnahmten Beträge der im Ab-
satz 1 genannten Gebühren und Kosten sind
Im Empfangsstaat von allen Steuern und son-
stigen Abgaben befreit.

ABSCHNITT V

Allgemeine und Schlußbestimmungen

Artikel 52

(1) Alle Personen, die nach diesem Vertrag
Vorrechte und Immunitäten genießen, sind unbe-
schadet derselben verpflichtet, die Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaates
zu beachten.



1652 122. Stück — Ausgegeben am 18. Juli 1975 — Nr. 383

(2) Die konsularischen Räumlichkeiten werden
nicht in einer Weise benützt werden, die mit
der Wahrnehmung der konsularischen Aufgaben
unvereinbar ist.

Artikel 53

Werden konsularische Aufgaben von Mitglie-
dern der diplomatischen Mission des Entsende-
staates im Empfangsstaat wahrgenommen, so ist
dieser Vertrag anzuwenden unbeschadet der
Vorrechte und Immunitäten, die den Mitgliedern
der diplomatischen Mission auf Grund ihrer
Stellung als Diplomat im Empfangsstaat zu-
stehen.

Artikel 54

Dieser Vertrag läßt andere zwischenstaatliche
Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien
unberührt.

Artikel 55

Dieser Vertrag ist zu ratifizieren; die Rati-
fikationsurkunden werden in Warschau ausge-
tauscht.

Artikel 56

Dieser Vertrag tritt am sechzigsten Tag nach
dem Tag des Austausches der Ratifikationsurkun-
den in Kraft. Er bleibt in Kraft, solange ihn
nicht eine der beiden Vertragsparteien kündigt.
Die Kündigung wird zwölf Monate nach dem Tag
der Notifikation wirksam.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten der Vertragsparteien diesen Vertrag
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN in Wien, am 2. Oktober 1974
in zwei Urschriften, in deutscher und polnischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Haymerle m. p.

Für die Volksrepublik Polen:

J. Czyrek m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 23. Mai 1975 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 56
am 22. Juli 1975 in Kraft.

Kreisky
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384.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER VOLKSREPUBLIK
POLEN ZUR VERMEIDUNG DER DOP-
PELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE
DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND

VOM VERMÖGEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Staatsrat der Volksrepublik Polen

sind, von dem Wunsche geleitet, zwecks Ent-
wicklung und Erleichterung der wirtschaftlichen
Beziehungen der beiden Staaten die Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen zu vermeiden,
übereingekommen, ein Abkommen abzuschließen,
und haben zu diesem Zweck zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Alfred Twaroch,
Sektionschef im Bundesministerium für Finanzen

Der Staatsrat der Volksrepublik Polen:

Herrn Josef Czyrek,

Vizeminister für Außenangelegenheiten.

Diese Bevollmächtigten haben, nachdem sie
ihre Vollmachten ausgetauscht und diese in guter
und gehöriger Form befunden haben, folgendes
vereinbart:

ARTIKEL 1

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten
ansässig sind.

ARTIKEL 2

Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen, die in einem der
Vertragstaaten erhoben werden.
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(2) Als Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermögen oder von
Teilen des Einkommens oder des Vermögens
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom
Vermögenszuwachs.

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für
die dieses Abkommen gilt, gehören insbesondere

a) in der Volksrepublik Polen:

b) in der Republik Österreich:

1. die Einkommensteuer;

2. die Körperschaftsteuer;

3. die Aufsichtsratsabgabe;

4. die Vermögensteuer;

5. die Abgabe von Vermögen, die der
Erbschaftssteuer entzogen sind;

6. die Gewerbesteuer einschließlich der
Lohnsummensteuer;

7. die Grundsteuer;

8. die Abgabe von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben;

9. die Beiträge von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen;

10. die Abgabe vom Bodenwert bei unbe-
bauten Grundstücken.
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(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben
den zurzeit bestehenden Steuern oder an deren
Stelle erhoben werden.

(5) Die Bestimmungen dieses Abkommens über
die Besteuerung des Einkommens oder des Ver-
mögens gelten entsprechend für die nicht nach
dem Einkommen oder dem Vermögen berechnete
Gewerbesteuer.

ARTIKEL 3
Allgemeine Definitionen

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der
Zusammenhang nichts anderes erfordert:

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat"
und „der andere Vertragstaat", je nach dem
Zusammenhang, die Volksrepublik Polen
oder die Republik Österreich,

b) bedeutet der Ausdruck „Person" natürliche
Personen und Gesellschaften,

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juri-
stische Personen oder Rechtsträger, die für
die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden,

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen
eines Vertragstaates" und „Unternehmen
des anderen Vertragstaates", je nachdem,
ein Unternehmen, das von einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person betrieben
wird, oder ein Unternehmen, das von
einer in dem anderen Vertragstaat ansäs-
sigen Person betrieben wird,

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Be-
hörde" in der Volksrepublik Polen den
Minister der Finanzen und in der Republik
Österreich den Bundesminister für Finan-
zen.

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders defi-
nierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach
dem Recht dieses Staates über die Steuern zu-
kommt, welche Gegenstand dieses Abkommens
sind.

ARTIKEL 4
Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragstaat ansässige
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäfts-
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals
steuerpflichtig ist.
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(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person
in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt fol-
gendes:

a) die Person gilt als in dem Vertragstaat
ansässig, in dem sie über eine ständige
Wohnstätte verfügt. Verfugt sie in beiden
Vertragstaaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat
ansässig, zu dem sie die engeren persön-
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen
hat;

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragstaat die Person die engeren per-
sönlichen und wirtschaftlichen Bezie-
hungen hat, oder verfügt sie in keinem der
Vertragstaaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat
ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen
Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in beiden Vertragstaaten oder in
keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als
in dem Vertragstaat ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natür-
liche Person in beiden Vertragstaaten ansässig,
so gilt sie als in in dem Vertragstaat ansässig,
in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts-
leitung befindet.

ARTIKEL 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäftsein-
richtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens
ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftstelle,

d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer vierundzwanzig Monate überschrei-
tet.
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(3) Als Betriebstätten gelten nicht:
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-

rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden,

b) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung unter-
halten werden,

c) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zu dem
Zwecke unterhalten werden, durch ein
anderes Unternehmen bearbeitet oder ver-
arbeitet zu werden,

d) feste Geschäftseinrichtungen, die ausschließ-
lich zu dem Zwecke unterhalten werden,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu be-
schaffen,

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen zu werben, Informa-
tionen zu erteilen, wissenschaftliche For-
schung zu betreiben oder ähnliche Tätig-
keiten auszuüben, die vorbereitender Art
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Ist eine Person, mit Ausnahme eines unab-
hängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5,
in einem Vertragstaat für ein Unternehmen des
anderen Vertragstaates tätig, so gilt eine in dem
erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte als
gegeben, wenn die Person eine Vollmacht besitzt,
im Namen des Unternehmens Verträge abzu-
schließen, und die Vollmacht in diesem Staat
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre
Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern oder
Waren für das Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird
nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine
Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil
es dort seine Tätigkeit durch einen Makler,
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im
Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit
handeln.

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrag-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig
ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte
oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird eine der beiden Gesellschaften nicht
zur Betriebstätte der anderen.

ARTIKEL 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
dürfen in dem Staat besteuert werden, in dem
dieses Vermögen liegt.
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(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Vertragstaates,
in dem das Vermögen, liegt. Der Ausdruck um-
faßt in jedem Fall das Zubehör zum unbeweg-
lichen Vermögen, das lebende und tote Inventar
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die
Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechtes
über Grundstücke Anwendung finden, die
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen
sowie die Rechte auf veränderliche oder feste
Vergütungen für die Ausbeutung oder das* Recht
auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quel-
len und anderen Bodenschätzen.

Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbe-
wegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der
unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nut-
zung unbeweglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unter-
nehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem
Vermögen, das der Ausübung eines freien
Berufes dient.

ARTIKEL 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine
Tätigkeit im anderen Vertragstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das
Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus,
so dürfen die Gewinne des Unternehmens in
dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur
insoweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet
werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates
seine Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so
sind in jedem Vertragstaat dieser Betriebstätte
die Gewinne zuzurechnen, die sie hätte erzielen
können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedin-
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt
hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen,
dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig
gewesen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer
Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwalt-
tungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig,
ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte
liegt, oder anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist,
die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unter-
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nehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln,
schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrag-
staat die zu besteuernden Gewinne nach der
üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der ange-
wendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein,
daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses
Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern
oder Waren für das Unternehmen wird einer
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln,
es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür
bestehen, anders zu verfahren.

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die
in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels
nicht berührt.

(8) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch
auf Gewinnanteile aus einer Beteiligung als stiller
Gesellschafter an einem Unternehmen anzu-
wenden.

ARTIKEL 8
Schiffahrt und Luftfahrt

(1) Eine in einem Vertragstaat ansässige Person
darf mit Gewinnen aus dem Betrieb von See-
schiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen
Verkehr nur in diesem Vertragstaat besteuert
werden.

(2) Eine in einem Vertragstaat ansässige Person
darf mit Gewinnen aus dem Betrieb von Binnen-
schiffen im internationalen Verkehr nur in die-
sem Vertragstaat besteuert werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn
das Unternehmen im Gebiet des anderen Staates
eine Agentur für die Beförderung von Personen
oder Waren betreibt oder wenn der Betrieb
mit gecharterten Fahrzeugen, Containern oder
mit im LASH-System betriebenen Barken durch-
geführt wird. Dies gilt jedoch nur für Tätig-
keiten, die unmittelbar mit der Luftfahrt und
Schiffahrt, einschließlich des Zubringerdienstes
zusammenhängen.

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten
auch für Beteiligungen von Unternehmen der
Luftfahrt an einer Betriebsgemeinschaft, unab-
hängig davon, ob der Verkehr mit eigenen oder
gecharterten Fahrzeugen durchgeführt wird.
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ARTIKEL 9

Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
leitung, der Kontrolle oder am Kapital eines
Unternehmens des anderen Vertragstaates
beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
Vertragstaates und eines Unternehmens des
anderen Veitragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart
oder auferlegt werden, die von denen abweichen,
die unabhängige Unternehmen miteinander ver-
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die
eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen
erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unter-
nehmens zugerechnet und entsprechend besteuert
werden.

ARTIKEL 10

Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen
Vertragstaat ansässige Person zahlt, dürfen in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen Jedoch in dem
Vertragstaat, in dem die die Dividenden zah-
lende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf
aber 10 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien
oder anderen Rechten — ausgenommen Forde-
rungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus
sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Ein-
künfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig
ist, den Einkünften aus Aktien gleichgestellt sind.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragstaat ansässige Emp-
fänger der Dividenden in dem anderen Vertrag-
staat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat
und die Beteiligung, für die die Dividenden
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte
gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem
anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat
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weder die Dividenden besteuern, die die Gesell-
schaft an nicht in diesem. Staat ansässige Personen
zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer
für nicht ausgeschüttete Gewinne unterwerfen,
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die
nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teil-
weise aus in dem anderen Staat erzielten Ge-
winnen oder Einkünften bestehen.

ARTIKEL 11

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen
und an eine in dem anderen Vertragstaat ansäs-
sige Person gezahlt werden, dürfen nur in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen, aus Schuldverschreibungen, auch wenn
sie durch Pfandbriefe an Grundstücken gesichert
oder mit einer Gewinnbeteiligung ausgestattet
sind, und aus Forderungen jeder Art sowie alle
anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht
des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften
aus Darlehen gleichgestellt sind.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der
Zinsen in dem anderen Vertragstaat, aus dem
die Zinsen stammen, eine Betriebstitte hat und
die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden,
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem Drit-
ten besondere Beziehungen und übersteigen des-
halb die gezahlten Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht
jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens
besteuert werden.

ARTIKEL 12

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat
stammen und an eine in dem anderen Vertrag-
staat ansässige Person gezahlt werden, dürfen
nur in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder
Art, die für die Benutzung oder für das Recht
auf Benutzung von Urheberrechten, Patenten,
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Warenzeichen (trade mark oder trade name),
Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen For-
meln und Produktionsverfahren oder für die
Benutzung oder das Recht auf Benutzung ge-
werblicher, kaufmännischer oder wissenschaft-
licher Ausrüstungen oder für die Mitteilung
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaft-
licher Erfahrungen oder für die Benutzung oder
das Recht auf Benutzung von kinematographi-
schen Filmen oder Filmbandaufnahmen oder
Magnetbandaufnahmen für Fernsehen oder Rund-
funk gezahlt werden.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der
Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat, aus
dem. die Lizenzgebühren stammen, eine Betrieb-
stätte hat und die Rechte oder Vermögenswerte,
für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tat-
sächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem
Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem Drit-
ten besondere Beziehungen und übersteigen des-
halb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen an
der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem
Fall darf der übersteigende Betrag nach dem
Recht jedes Vertragstaates und unter Berück-
sichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

ARTIKEL 13

Veräußerungsgewinne

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbewegli-
chen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Ab-
satz 2 dürfen in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte darstellt, die ein Unternehmen eines Ver-
tragstaates in dem anderen Vertragstaat hat, oder
das zu einer festen Einrichtung gehört, über die
eine in einem Vertragstaat ansässige Person für
die Ausübung eines freien Berufes in dem ande-
ren Vertragstaat verfügt, einschließlich derarti-
ger Gewinne, die bei der Veräußerung einer
solchen Betriebstätte (allein oder zusammen mit
dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen
festen Einrichtung erzielt werden, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden. Jedoch dürfen
Gewinne aus der Veräußerung des in Artikel 22
Absatz 3 genannten beweglichen Vermögens nur
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem
dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführ-
ten Artikel besteuert werden kann.
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(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens
dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem der Veräußerer ansässig ist.

ARTIKEL 14

Freie Berufe

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder
aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher
Art bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß die Person für die
Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen Ver-
tragstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung
verfügt. Verfügt sie aber über eine solche feste
Einrichtung, so dürfen die Einkünfte in dem
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso-
weit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet
werden können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt ins-
besondere die selbständig ausgeübte wissenschaft-
liche, literarische, künstlerische, erzieherische oder
unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige
Tätigkeit der Rechtsanwälte, Architekten, Inge-
nieure, Ärzte und Zahnärzte.

ARTIKEL 15

Unselbständige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19
dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragstaat ansässige
natürliche Person aus unselbständiger Arbeit be-
zieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es
sei denn, daß die Arbeit in dem anderen Ver-
tragstaat ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Ver-
gütungen in diesem anderen Staat besteuert
werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragstaat ansässige
Person für eine in dem anderen Vertragstaat
ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur in
dem erstgenannten Staat besteuert werden, wenn

a) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht in dem anderen Staat ansässig ist,
und

b) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung ge-
tragen werden, die der Arbeitgeber in dem
anderen Staat hat, und

c) der Empfänger sich in dem anderen Staat
nicht länger als ein Jahr aufhält.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselb-
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ständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes,
Luftfahrzeuges oder eines Binnenschiffes, im
internationalen Verkehr ausgeübt wird, nur in
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem die
Person ansässig ist, die die Gewinne aus dem
Betrieb des Schiffes oder Luftfahrzeuges erzielt.

ARTIKEL 16

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun-
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrates
einer Gesellschaft bezieht, die in dem anderen
Vertragstaat ansässig ist, dürfen in dem anderen
Staat besteuert werden.

ARTIKEL 17

Künstler und Sportler

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen
Einkünfte aus Tätigkeiten, die berufsmäßige
Künstler, wie z. B. Bühnen-, Film-, Rundfunk-
oder Fernsehkünstler, sowie Musiker und Sportler
aus ihrer in dieser Eigenschaft persönlich aus-
geübten Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem sie diese Tätigkeit aus-
üben.

(2) Abweichend vom Absatz 1 dürfen Einkünfte
aus Tätigkeiten der in Absatz 1 genannten Art
bei Personen, die im Rahmen des vom Entsende-
staat gebilligten Kulturaustausches auftreten, nur
in dem Staat besteuert werden, in dem sie an-
sässig sind.

ARTIKEL 18

Ruhegehälter

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die
einer in einem Vertragstaat ansässigen Person
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden,
nur in diesem Staat besteuert werden.

ARTIKEL 19

Öffentliche Funktionen

(1) Vergütungen, einschließlich Ruhegehälter, die
von einem Vertragstaat oder einer seiner Gebiets-
körperschaften unmittelbar oder aus einem von
diesem Staat oder der Gebietskörperschaft er-
richteten Sondervermögen an eine natürliche
Person für die diesem Staat oder der Gebiets-
körperschaft in Ausübung öffentlicher Funk-
tionen erbrachten Dienste gewährt werden, dür-
fen in diesem Staat besteuert werden.
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(2) Auf Vergütungen für Dienstleistungen, die
im Zusammenhang mit einer kaufmännischen
oder gewerblichen Tätigkeit eines der Vertrag-
staaten oder einer seiner Gebietskörperschaften
erbracht werden, finden die Artikel 15, 16 und
18 Anwendung.

ARTIKEL 20

Lehrer und Studenten

(1) Die Vergütungen von Hochschullehrern und
anderen Lehrern, die in einem Vertragstaat an-
sässig sind und während eines vorübergehenden
Aufenthaltes von höchstens zwei Jahren in dem
anderen Vertragstaat an einer Universität oder
anderen nicht Erwerbszwecken dienenden Lehr-
oder Forschungsanstalt eine Lehrtätigkeit aus-
führen oder wissenschaftliche Forschung betrei-
ben, dürfen nur in dem erstgenannten Staat
besteuert werden.

(2) Zahlungen, die ein Stipendiat, Student,
Praktikant oder Lehrling, der in einem Vertrag-
staat ansässig ist oder vorher dort ansässig war
und der sich in dem anderen Vertragstaat aus-
schließlich zum Studium oder zur Ausbildung
aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium oder
seine Ausbildung erhält, werden in dem anderen
Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlungen
aus Quellen außerhalb des anderen Staates zu-
fließen.

ARTIKEL 21

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte

Die in den vorstehenden Artikeln nicht aus-
drücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

ARTIKEL 22

Besteuerung des Vermögens

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 6 Absatz 2 darf in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsver-
mögen einer Betriebstätte eines Unternehmens
darstellt oder das zu einer der Ausübung eines
freien Berufes dienenden festen Einrichtung ge-
hört, darf in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem sich die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung befindet.

(3) Schiffe und Luftfahrzeuge im internationalen
Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient,
dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert wer-

204



1666 122. Stück — Ausgegeben am 18. Juli 1975 — Nr. 384

den, in dem die Person ansässig ist, die die
Gewinne aus dem Betrieb des Schiffes oder Luft-
fahrzeuges erzielt.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

ARTIKEL 23

Methode zur Vermeidung der Doppelbesteuerung

(1) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen
nach diesem Abkommen in dem anderen Ver-
tragstaat besteuert werden, so nimmt der erst-
genannte Staat, vorbehaltlich des Absatzes 2,
diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der
Besteuerung aus; dieser Staat darf aber bei der
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen
oder das übrige Vermögen dieser Person den
Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre,
wenn die betreffenden Einkünfte oder das be-
treffende Vermögen nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

(2) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Person Einkünfte, die nach Artikel 10 in dem
anderen Vertragstaat besteuert werden dürfen,
so rechnet der erstgenannte Staat auf die vom
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer
den Betrag an, der der in dem anderen Vertrag-
staat gezahlten Steuer entspricht. Der anzurech-
nende Betrag darf jedoch den Teil der vor der
Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen,
der auf die Einkünfte entfällt, die aus dem
anderen Vertragstaat bezogen werden.

ARTIKEL 24

Gleichbehandlung

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates
dürfen in dem anderen Vertragstaat weder einer
Besteuerung noch einer damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die
anders oder belastender sind als die Besteuerung
und die damit zusammenhängenden Verpflichtun-
gen, denen die Staatsangehörigen des anderen
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen
sind oder unterworfen werden können.

(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bedeutet:
a) alle natürlichen Personen, die die Staats-

angehörigkeit eines Vertragstaates besitzen;
b) alle juristischen Personen, Personengesell-

schaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in einem Vertragstaat
geltenden Recht errichtet worden sind.
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(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein
Unternehmen eines Vertragstaates in dem
anderen Vertragstaat hat, darf in dem anderen
Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung
von Unternehmen des anderen Staates, die die
gleiche Tätigkeit ausüben.

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen Vertragstaat, den in dem
anderen Vertragstaat ansässigen Personen Steuer-
freibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen
auf Grund des Personenstandes oder der Fami-
lienlasten zu gewähren, die er den in seinem
Gebiet ansässigen Personen gewährt, oder diesen
Personen jene Begünstigungen einzuräumen, die
Ansässigen eines dritten Staates auf Grund be-
sonderer Vereinbarungen eingeräumt werden, die
mit diesem dritten Staat bestehen.

(4) Die Unternehmen eines Vertragstaates,
deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar
oder mittelbar einer in dem anderen Vertrag-
staat ansässigen Person oder mehreren solchen
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt,
dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat weder
einer Besteuerung noch einer damit zusammen-
hängenden Verpflichtung unterworfen werden,
die anders oder belastender sind als die Besteue-
rung und die damit zusammenhängenden Ver-
pflichtungen, denen andere ähnliche Unter-
nehmen des erstgenannten Staates unterworfen
sind oder unterworfen werden können.

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck
„Besteuerung" Steuern jeder Art und Bezeich-
nung mit Ausnahme der polnischen Melde-
gebühren und der polnischen Gebühren für die
Genehmigung zur Eröffnung eines Betriebes.

(6) Es wird festgestellt, daß die unterschiedliche
Erhebung der Steuern vom Einkommen, Ertrag
und Vermögen, die in der Volksrepublik Polen
für sozialistische Unternehmen vorgesehen ist,
den Bestimmungen dieses Artikels nicht wider-
spricht.

ARTIKEL 25

Verständigungsverfahren

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige
Person der Auffassung, daß die Maßnahmen eines
Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie
zu einer Besteuerung geführt haben oder führen
werden, die diesem Abkommen nicht entspricht,
so kann sie unbeschadet der nach dem inner-
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde
des Vertragstaates unterbreiten, in dem sie an-
sässig ist.
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(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwen-
dung für begründet und ist sie selbst nicht in
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu-
führen, so wird sie sich bemühen, den Fall nach
Verständigung mit der zuständigen Behörde des
anderen Vertragstaates so zu regeln, daß eine
dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung
vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung und An-
wendung des Abkommens entstehen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können
auch gemeinsam darüber beraten, wie eine
Doppelbesteuerung in Fällen, die im Abkommen
nicht behandelt sind, vermieden werden kann.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten können für Zwecke der Anwendung
dieses Abkommens unmittelbar miteinander ver-
kehren.

ARTIKEL 26

Austausch von Informationen

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden gegenseitig die zur Durchführung
dieses Abkommens erforderlichen Informationen
austauschen. Alle so ausgetauschten Informa-
tionen sind geheimzuhalten und dürfen nur
solchen Personen oder Behörden mitgeteilt
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung
der unter dieses Abkommen fallenden Steuern
befaßt sind.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der Vertragstaaten:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die von den Gesetzen oder der Verwal-
tungspraxis dieses oder des anderen Ver-
tragstaates abweichen,

b) Angaben zu übermitteln, die nach den gel-
tenden Gesetzen oder im üblichen Verwal-
tungsverfahren dieses oder des anderen
Vertragstaates nicht beschaffbar sind,

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Industrie- oder Berufsgeheimnis, ein Ge-
schäftsverfahren preisgeben würden oder
deren Erteilung der öffentlichen Ordnung
widerspräche (Ordre public).

ARTIKEL 27

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Der Austausch der Ratifikationsurkunden findet
in Warschau statt.
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(2) Dieses Abkommen tritt sechzig Tage nach
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft, und seine Bestimmungen finden erstmals
Anwendung auf Steuern, die ab dem 1. Jänner
1974 erhoben werden.

ARTIKEL 28

Übergangsbestimmungen

Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses Abkom-
mens treten die Bestimmungen des Vertrages
zwischen der Republik Österreich und der
Republik Polen vom 22. April 1932 zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete
der direkten Steuern sowie über Rechtshilfe in
Abgabensachen außer Kraft.

ARTIKEL 29

Außerkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bleibt in Kraft, bis es
von einem der Veitragstaaten gekündigt wird.

(2) Jeder Vertragstaat kann dieses Abkommen
nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren nach
Inkrafttreten dieses Abkommens jederzeit schrift-
lich auf diplomatischem Weg unter Einhaltung
einer sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Ende
des Kalenderjahres kündigen. In diesem Fall ist
das Abkommen für die Steuerzeiträume nicht
mehr anzuwenden, die nach dem Ende dieses
Kalenderjahres beginnen.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten der beiden Staaten dieses Abkommen
unterschrieben und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 2. Oktober 1974
in zweifacher Urschrift, jede in deutscher und
polnischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Alfred Twaroch

Für die Volksrepublik Polen:

Czyrek

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 23. Mai 1975 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 27
Absatz 2 am 22. Juli 1975 in Kraft.

Kreisky



1670 122. Stück — Ausgegeben am 18. Juli 1975 — Nr. 385

385.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Zusatzprotokoll wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND
DEM KÖNIGREICH BEL-
GIEN ÜBER KONKURS,
AUSGLEICH UND ZAH-

LUNGSAUFSCHUB

DER BUNDESPRÄSIDENT
DER. REPUBLIK
ÖSTERREICH

und
SEINE MAJESTÄT DER
KÖNIG DER BELGIER,
Von dem Wunsche geleitet,

zwischen Österreich und Belgien
die Bestimmungen auf dem Ge-
biet des Konkurses, des Aus-
gleiches und des Zahlungsauf-
schubes zu regeln,

Haben beschlossen, zu diesem
Zweck ein Abkommen zu
schließen, und haben zu Bevoll-
mächtigten ernannt:

DER BUNDESPRÄSIDENT
DER REPUBLIK
ÖSTERREICH:

Seine Exzellenz Herrn K.
F a r b o w s k y , außerordent-
lichen und bevollmächtigten
Botschafter von Österreich in
Brüssel,

SEINE MAJESTÄT DER
KÖNIG DER BELGIER:

Seine Exzellenz Herrn P.
H a r m e l , Minister für die
Auswärtigen Angelegenheiten,
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Die nach Austausch ihrer in
guter und gehöriger Form be-
fundenen Vollmachten folgende
Bestimmungen vereinbart haben:

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen ist auf
den Konkurs und auf den Aus-
gleich von Kaufleuten oder von
Handelsgesellschaften sowie auf
den Kaufleuten oder Handels-
gesellschaften bewilligten Zah-
lungsaufschub anzuwenden. Die
Eigenschaft als Kaufmann oder
als Handelsgesellschaft ist nach
dem. Recht des Vertragsstaates
zu beurteilen, auf dessen Gebiet
sich die Wirkungen des Konkur-
ses, des Ausgleiches oder des
Zahlungsaufschubes auf Grund
dieses Abkommens erstrecken.

(2) Für die Anwendung dieses
Abkommens werden die Genos-
senschaften den Handelsgesell-
schaften gleichgehalten.

Artikel 2

(1) Die Gerichte des Vertrags-
staates, auf dessen Gebiet der
Kaufmann seine Geschäftsleitung
oder die Handelsgesellschaft
ihren Sitz hat, sind für die Er-
öffnung des Konkurses aus-
schließlich zuständig.

(2) Sind die Gerichte der Ver-
tragsstaaten nicht gemäß Ab-
satz 1 zuständig, so wird ihre
Zuständigkeit dennoch aner-
kannt, wenn über den Schuldner
in demjenigen der beiden Staa-
ten, in dem er eine Niederlas-
sung hat, der Konkurs eröffnet
wurde. Die Zuständigkeit des
Gerichtes desjenigen der beiden
Staaten, in dem der Schuldner
eine Niederlassung besitzt, wird
jedoch von dem anderen Staate
nicht anerkannt, wenn dieser
einem zwischenstaatlichen Ab-
kommen angehört, das die Zu-
ständigkeit der Gerichte eines
dritten Staates vorsieht.
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(3) Werden Gerichte jedes der
beiden Vertragsstaaten auf
Grund des Absatzes 1 oder des
Absatzes 2 mit Konkurssachen
befaßt, die denselben Kaufmann
oder dieselbe Handelsgesellschaft
betreffen, so hat das später be-
faßte Gericht das Verfahren ein-
zustellen, außer das zuerst be-
faßte Gericht hätte sich für un-
zuständig erklärt.

Artikel 3

Die Gerichte des Vertrags-
staates, in dem der Konkurs er-
öffnet worden ist, werden für
zuständig erachtet, insoweit sie
über Ansprüche entschieden
haben, die sich nach der Rechts-
ordnung eines der beiden Staa-
ten unmittelbar aus dem Kon-
kurs ergeben.

Artikel 4

(1) Die privatrechtlichen Wir-
kungen des in einem Vertrags-
staat durch das gemäß Artikel 2
zuständige Gericht eröffneten
Konkurses erstrecken sich auch
auf das Gebiet des anderen
Staates.

(2) Die Eröffnung des Kon-
kurses in einem Vertragsstaat
übt auf den Gemeinschuldner
im anderen Vertragsstaat, was
seine Rechte der Berufsausübung
anlangt, die Wirkungen aus, die
nach dem Recht dieses anderen
Vertragsstaates den Gemein-
schuldner in seiner Eigenschaft
als Kaufmann treffen.

(3) Soweit das Recht des Ver-
tragsstaates, in dem der Kon-
kurs eröffnet wurde, ihn dazu
befugt, kann der Masseverwalter
in dem anderen Staat als Ver-
treter des Gemeinschuldners
oder der Masse einschreiten und
insbesondere;

1. alle Maßnahmen zur Siche-
rung und Verwaltung der Masse
treffen;

2. Rechte vor Gericht geltend
machen;

3. bewegliches Vermögen des
Gemeinschuldners veräußern;
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4. die Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens vornehmen
lassen und sich zu diesem Zweck
in Österreich an das Handelsge-
richt Wien, in Belgien an das
Handelsgericht Brüssel wenden;
diese Gerichte ordnen alle zur
Veräußerung erforderlichen
Maßnahmen so an, als ob der
Konkurs auf dem Gebiet ihres
Staates eröffnet worden wäre.

Artikel 5
Das Gericht, das den Konkurs

eröffnet hat, kann einen beson-
deren Verwalter bestellen, der
befugt ist, auf dem Gebiet des
anderen Vertragsstaates gemäß
Artikel 4 Absatz 3 einzuschrei-
ten.

Artikel 6

(1) Das Gericht, das den Kon-
kurs eröffnet hat, kann das in
Absatz 4 bezeichnete Gericht des
anderen Staates im Rechtshilfe-
wege um Veranlassung der Be-
kanntmachung des Konkurser-
öffnungsbeschlusses sowie jeder
anderen, den Konkurs betreffen-
den Entscheidung ersuchen,
wenn anzunehmen ist, daß sich
Gläubiger oder Vermögenswerte
des Schuldners in diesem Staate
befinden.

(2) Das ersuchte Gericht hat
die Übersetzung der ihm über-
sendeten Entscheidungen zu ver-
anlassen und die Übersetzung in
der Form bekanntzumachen, die
das Recht seines Staates vorsieht.
Das ersuchte Gericht hat weiters
nach dem Recht seines Staates
die Eintragung der Entscheidun-
gen in die öffentlichen Bücher
und Register zu veranlassen und
die erforderlichen Maßnahmen
zu ergreifen, damit die an den
Gemeinschuldner gerichteten
Sendungen dem Masseverwalter
ausgefolgt werden.

(3) Der Staat des ersuchten
Gerichtes ist berechtigt, von
dem Staat des ersuchenden Ge-
richtes die Erstattung der Be-
kanntmachungs- und Eintra-
gungskosten zu verlangen.
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(4) Das Gericht, dem das
Rechtshilfeersuchen zu übersen-
den ist, ist in Österreich das
Handelsgericht Wien, in Belgien
das Handelsgericht Brüssel. Die-
ses Gericht hat das Rechtshilfe-
ersuchen an ein anderes Gericht
desselben Staates weiterzuleiten,
wenn es nicht selbst die Durch-
führung der erforderlichen Maß-
nahmen anordnen kann.

Artikel 7

(f) Die Wirkungen der Eröff-
nung, der Aufhebung sowie
jeder anderen Art der Beendi-
gung des Konkurses treten in
dem anderen Vertragsstaat zu
dem Zeitpunkt ein, den das
Recht des Staates, in dem der
Konkurs eröffnet wurde, be-
stimmt.

(2) Wurde in einem Vertrags-
staat der Konkurs eröffnet, so
sind, abweichend von der Be-
stimmung des Absatzes 1, dem
Gemeinschuldner in dem ande-
ren Staat geleistete Zahlungen
wirksam und befreien den Ver-
pflichteten gegenüber der Masse,
wenn sie vor den nach dem
Recht dieses Staates vorgeschrie-
benen Bekanntmachungen gelei-
stet wurden, es sei denn, daß der
Verpflichtete von der Eröffnung
des Konkurses Kenntnis hatte
oder Kenntnis haben mußte.
Zahlungen, die in diesem Staat
nach den vorgeschriebenen Be-
kanntmachungen geleistet wur-
den, befreien den Verpflichteten
nur insoweit, als sie der Masse
zugute kommen oder der Ver-
pflichtete trotz Bekanntmachung
der Konkurseröffnung von die-
ses keine Kenntnis haben
konnte.

Artikel 8

(1) Die Forderungen, die vor-
zugsweise aus beweglichen Ver-
mögensbestandteilen zu befrie-
digen sind, sowie die Reihen-
folge dieser Privilegien bestim-
men sich nach dem Recht des
Vertragsstaates, in dem der Kon-
kurs eröffnet worden ist.
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(2) Die Hypotheken und
Rechte auf vorzugsweise Befrie-
digung aus unbeweglichem Ver-
mögen richten sich nach dem
Recht des Vertragsstaates, in
dem sich dieses Vermögen be-
findet.

(3) Die Hypotheken und
Rechte auf vorzugsweise Befrie-
digung aus Seeschiffen, Binnen-
schiffen und Luftfahrzeugen
richten sich nach dem Recht des
Vertragsstaates, in dem diese
eingetragen sind.

(4) Die Arbeiter und Ange-
stellten einer Niederlassung des
Gemeinschuldners in demjenigen
der Vertragsstaaten, in dem der
Konkurs nicht eröffnet wurde,
können sich für das auf dem
Gebiet dieses Staates befindliche
Vermögen hinsichtlich der Ge-
samtheit ihrer Rechte auf vor-
zugsweise Befriedigung ihrer
Ansprüche aus dem Dienstver-
hältnis auf das Recht des einen
oder anderen der beiden Staaten
berufen.

(5) Bei Eröffnung des Kon-
kurses in einem Vertragsstaat
werden die Forderungen juristi-
scher Personen des öffentlichen
Rechts des anderen Staates zur
Befriedigung aus der Masse zu-
gelassen. Die Rechte auf vor-
zugsweise Befriedigung dieser
Forderungen werden nur hin-
sichtlich des Vermögens aner-
kannt, das sich auf dem Gebiet
des Staates befindet, in dem der
Konkurs nicht eröffnet wurde;
sie richten sich dort nach dem
Recht dieses Staates.

Artikel 9

(1) Die in einem Vertragsstaat
von dem im Sinne des Artikels 2
zuständigen Gericht gefällter.
Entscheidungen auf dem Gebiet
des Konkurses einschließlich des
Zwangsausgleiches, auf dem Ge-
biet des Ausgleiches oder auf
dem des Zahlungsaufschubes
werden in dem anderen Staat
anerkannt, es sei denn, daß sie
der öffentlichen Ordnung dieses
Staates widersprechen oder daß
die Rechte der Verteidigung
nicht gewahrt wurden. Dasselbe
gilt für die Entscheidungen über
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sich unmittelbar aus dem Kon-
kurs ergebende Ansprüche, die
von dem im Sinne des Artikels 3
zuständigen Gericht gefällt wor-
den sind. Die Wirkungen der im
vorliegenden Absatz bezeichne-
ten Entscheidungen treten in
dem anderen Staat zu dem Zeit-
punkt ein, den das Recht des
Staates, in dem sie gefällt wur-
den, bestimmt.

(2) Im Falle de3 Ausgleiches
kann die zuständige Behörde
eines Vertragsstaates entspre-
chend dem für sie geltenden
Recht alle zur Überwachung der
Verwaltung oder zur Liquida-
tion des Vermögens des Schuld-
ners im anderen Staat erforder-
lichen Maßnahmen treffen; ins-
besondere kann sie zu diesem
Zweck eine Person bestellen, die
befugt ist, auf dem. Gebiet des
anderen Staates einzuschreiten.

(3) Für die Bekanntmachungen
und für die Eintragungen in
öffentliche Bücher und Register,
zu denen die in Absatz 1 ange-
führten Entscheidungen in dem
Vertragsstaat, in dem die Ent-
scheidungen nicht gefällt wur-
den, Anlaß geben können, gilt
Artikel 6.

Artikel 10

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens betreffend die Ent-
scheidungen des österreichischen
Gerichts, das den Konkurs er-
öffnet oder den Ausgleich be-
stätigt hat, gelten auch für die
Auszüge aus dem Anmeldungs-
verzeichnis, die von diesem Ge-
richt als Exekutionstitel ausge-
stellt werden.

Artikel 11
(1) Sollen auf Grund einer

Entscheidung, die von einem
österreichischen Gericht in
einem Verfahren, für das dieses
Abkommen gilt, gefällt wurde
und die in Österreich vollstreck-
bar ist, in Belgien Vollstrek-
kungshandlungen gesetzt wer-
den, so wird die Entscheidung in
Belgien im Wege der Vollstreck-
barerklärung durch den Ge-
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richtshof erster Instanz voll-
streckbar gemacht, wenn sie nach
dem Abkommen anzuerkennen
ist. Gegen die Vollstreckbarer-
klärung sind alle nach belgi-
schem Recht hiefür vorgesehe-
nen Rechtsmittel mit Ausnahme
der „Opposition" zulässig.

(2) Ist eine Entscheidung, die
von einem belgischen Gericht in
einem Verfahren, für das dieses
Abkommen gilt, gefällt wurde,
in Belgien vollstreckbar, so ist
sie auch in Österreich vollstreck-
bar, wenn sie nach dem Abkom-
men anzuerkennen ist. Gegen
die Exekutionsbewilligung sind
alle nach österreichischem Recht
hierfür vorgesehenen Rechts-
mittel zulässig.

(3) Der Antrag auf Vollstrek-
kung der Entscheidung in Öster-
reich oder auf Vollstreckbarer-
klärung der Entscheidung in
Belgien ist in der Form und
nach den von der Rechtsord-
nung des Staates, wo die Voll-
streckung begehrt wird, aufge-
stellten Vorschriften einzubrin-
gen und zu beurteilen.

(4) Die antragstellende Partei
hat vorzulegen:

1. eine Ausfertigung der Ent-
scheidung;

2. im Fall einer Versaumnis-
entscheidung eine mit der Bestä-
tigung ihrer Richtigkeit verse-
hene Abschrift der Ladung oder
ein anderes zur Feststellung der
gesetzmäßigen Ladung des Be-
klagten geeignetes Schriftstück.

(5) Die vorgelegten Schrift-
stücke sind von Beglaubigungen
und von allen Formerfordernis-
sen ähnlicher Art befreit; es ist
ihnen eine Übersetzung in eine
der Amtssprachen des ersuchten
Staates anzuschließen, deren
Richtigkeit von einem beeideten
Übersetzer eines der beiden
Staaten bestätigt sein muß.

Artikel 12

Dieses Abkommen ist nur auf
die nach dem Tage seines In-
krafttretens eröffneten Konkurse
und nur auf Ausgleiche und
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Zahlungsaufschübe anzuwenden,
die nach diesem Tage beantragt
wurden.

Artikel 13

(1) Dieses Abkommen ist zu
ratifizieren. Der Austausch der
Ratifikationsurkunden hat so
bald wie möglich in Wien statt-
zufinden.

(2) Das Abkommen tritt am
sechzigsten Tage nach dem Aus-
tausch der Ratifikationsurkun-
den in Kraft.

Artikel 14
Jeder der Vertragsstaaten

kann dieses Abkommen durch
schriftliche, an den anderen Staat
zu richtende Notifikation auf-
kündigen. Die Aufkündigung
wird ein Jahr nach dem Zeit-
punkt, an dem sie notifiziert
wurde, wirksam.

Artikel 15

Jede Streitigkeit hinsichtlich
der Auslegung oder der Anwen-
dung des vorliegenden Abkom-
mens, die zwischen den Ver-
tragsstaaten entstehen könnte,
ist auf diplomatischem Wegs
beizulegen.

ZU URKUND DESSEN
haben die Bevollmächtigten der
beiden Staaten dieses Abkom-
men unterschrieben und mit
ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Brüssel, am
16, VII.1969, in dreifacher Aus-
fertigung, in deutscher, franzö-
sischer und niederländischer
Sprache, wobei die drei Texte
gleichermaßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

K. Farbowsky

Für das Königreich Belgien:

P. Harmel
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Zusatzprotokoll zum Ab-
kommen vom 16. 7. 1969

zwischen der Republik
Österreich und dem König-
reich Belgien über Konkurs,
Ausgleich und Zahlungsauf-

schub

Die Vertragsstaaten des am
16. Juli 1969 in Brüssel unter-
zeichneten Abkommens zwi-
schen der Republik Österreich
und dem Königreich Belgien
über Konkurs, Ausgleich und
Zahlungsaufschub, nachstehend
als „das Abkommen" bezeich-
net, haben folgendes verein-
bart:

Artikel I

Die Bestimmungen des Ab-
kommens sind auf den Kon-
kurs und den Ausgleich von
Versicherungsgesellschaften so-
wie den solchen Gesellschaften
eingeräumten Zahlungsaufschub
nicht anzuwenden.

Artikel II

Dieses Protokoll bildet einen
integrierenden Teil des Ab-
kommens.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die hiezu ordnungsgemäß
Bevollmächtigten dieses Proto-
koll unterschrieben und mit
ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Brüssel,
am 13. Juni 1973, in zwei Ur-
schriften in deutscher, franzö-
sischer und niederländischer
Sprache, wobei die drei Texte
gleichermaßen verbindlich sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Kurt Farbowsky m. p.

Für das Königreich Belgien:

R. van Elslande m. p.

Die von dem gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundes-
präsidenten ausübenden Bundeskanzler unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 12. Juni 1975 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem
Art. 13 Abs. 2 am 11. August 1975 in Kraft.

Kreisky
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